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diese Würde im Arbeitsprozess, indem sie „eine Berech-
tigung des Arbeiters nicht nur aus seiner Arbeit, son-
dern in und an seiner Arbeit“ (E. Heimann) fest-
schreibt.

Neben dieser anthropologischen Begründung spielt
in theologisch-sozialethischen Stellungnahmen der Ge-
danke der Sozialpartnerschaft eine zentrale Rolle. Da
ein „partnerschaftliches Verhältnis zwischen sozialen
Gruppen“ der Würde des Menschen, als Gottes Mitar-
beiter in Freiheit und Mitverantwortung die Welt zu
gestalten, am besten entspricht, soll – so die EKD-Stu-
die zur M. aus dem Jahr 1968 – die M. so geregelt
werden, dass sie die Sozialpartnerschaft zwischen den
Tarifparteien fördert. Während der Gedanke der Sozi-
alpartnerschaft in älteren Stellungnahmen zumeist eine
harmonisierende Verhältnisbestimmung von Kapital
und Arbeit implizierte, beinhaltet er im Sinn des M.sge-
dankens auch das Wahrnehmen und Austragen von
Konflikten. Wirtschafts- und sozialpolitische Interes-
senauseinandersetzungen sollen mit Hilfe der Formen
der M. fair ausgetragen werden. Schließlich steht die
M. auf der Unternehmensebene angesichts der Gefah-
ren, die von unkontrollierter und konzentrierter öko-
nomischer Macht ausgehen können – diese hatte bereits
die Weltkirchenkonferenz von Oxford 1937 als „Ty-
rannei“ bezeichnet – für den Versuch einer Einbindung
von Arbeitnehmerinteressen in die unternehmerischer
Entscheidungsprozesse.

Im Sinn dieser sozialethischen Grundlegung hat sich
die EKD mehrfach zur M. geäußert. Die Erklärung des
Rates der EKD zur Frage der M. von 1950 argumen-
tierte vorwiegend anthropologisch, indem sie eine
Überwindung des bloßen Lohnarbeitsverhältnisses for-
derte und dafür eintrat, den Arbeiter als „Mensch(en)
und Mitarbeiter“ ernst zu nehmen. Auf der Grundlage
einer partnerschaftlich interpretierten Zuordnung der
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital wurden in ab-
gestufter Form Mitwirkungs- und Mitbestimmungs-
rechte der Arbeitnehmer eingefordert.

Eine grundsätzliche Würdigung der M. erfolgte im
Rahmen der EKD-Studie des Jahres 1968, in der ver-
schiedene Vorschläge zur institutionellen Ausgestaltung
erarbeitet worden sind. Grundsätzlich soll in der Ar-
beitswelt – ungeachtet der betriebstechnisch notwendi-
gen Hierarchie – den Arbeitnehmern eine Entfaltung ih-
rer Persönlichkeit und tätige Mitverantwortung ermög-
licht werden. M. leitet sich aus den ineinander gefügten
Rechten von Kapital und Arbeit ab, die beide für Unter-
nehmen konstitutiv sind. Eigentum und Arbeit sind in
dieser Perspektive aufeinander angewiesen und „als
gleichwertige Faktoren begriffen“. In der Konsequenz
dieses sozialethischen Urteils forderte ein Minderheiten-
votum die generelle Einführung des Modells der paritäti-
schen Mitbestimmung. Das Mehrheitsvotum plädierte
für eine einvernehmliche Einigung der Tarifparteien, um
ein sozialpartnerschaftliches Verhältnis zu fördern. In

diesem Sinn wurde eine leicht unterparitätische Vertre-
tung der Arbeitsnehmermandate gefordert, wie sie in
ähnlicher Weise das deutsche Mitbestimmungsgesetz
von 1976 festgelegt hat. Einen besonderen Akzent legte
die Studie auf Möglichkeiten der direkten Beteiligung
der Arbeitnehmer. Aus diesem Grund sollten die Arbeit-
nehmervertreter im Aufsichtsrat direkt von der Beleg-
schaft gewählt werden, und es wurde vorgeschlagen,
durch Rahmenbestimmungen im Betriebsverfassungsge-
setz die M.möglichkeiten der Arbeitnehmer und der Ar-
beitsgruppen an der Regelung der sie unmittelbar betref-
fenden Fragen auszuweiten. Dadurch soll, wie es Ar-
thur Rich ausgedrückt hat, die „repräsentativ kollek-
tive Mitbestimmung auf der Unternehmens- und Be-
triebsebene … durch die individuelle Mitbestimmung
am Arbeitsplatz“ ergänzt „und zu einer unmittelbaren,
die Person aufwertenden Erfahrung werden.“ Speziell
die Anregungen zu einer Ausweitung der M. am Arbeits-
platz und in Arbeitsgruppen sind seither von der kirchli-
chen Industrie- und Sozialarbeit aufgegriffen und kon-
kretisiert worden. Diese Initiativen zielen auf eine Hu-
manisierung der Arbeitsprozesse, wobei der sozialen
Grundstruktur der Arbeit Rechnung zu tragen ist.

4. Aktuelle Entwicklungen. In verschiedenen neue-
ren EKD-Stellungnahmen wird immer wieder die Be-
deutung der deutschen M.sgesetzgebung gewürdigt. Im
Sinn der Beteiligungsgerechtigkeit hebt die EKD-Wirt-
schaftdenkschrift „Gemeinwohl und Eigennutz“ den
hohen Wert einer partizipativen Entscheidungsfindung
hervor. Diese gelte es – so die Denkschrift „Verantwor-
tung für ein soziales Europa“ – angesichts des Entste-
hens neuer Rechtsformen, „die eine ausreichende Ein-
bindung von Rechten der Arbeitnehmer vermissen las-
sen“, zu sichern. Dies wird zusehends schwierig, da
etwa durch die EU-weite Niederlassungsfreiheit neuer-
dings in EU-Staaten gegründete Kapitalgesellschaften,
auch wenn sie ihren Verwaltungssitz in ein anderes EU-
Land – etwa nach Deutschland – verlegen, die jeweils
ursprüngliche Rechtsform behalten und damit z. B. die
deutschen M.sregelungen umgehen können. Solche
durch die europäische Integration und zunehmend
durch die Globalisierungsprozesse bedingten Entwick-
lungen sowie die durch die Digitalisierung verstärkten
Trends einer Flexibilisierung betrieblicher Strukturen
bedeuten eine tief greifende Herausforderung und er-
fordern eine Weiterentwicklung der M. Dies gelingt ge-
genwärtig vermehrt durch betriebliche Vereinbarungen
auf der Basis der M., etwa bei der Umsetzung flexible-
rer Arbeitszeiten. Auch die erfolgreiche Bewältigung
der durch die Instabilitäten der Finanzmärkte 2007/08
ausgelösten Wirtschaftskrise hat gezeigt, dass das deut-
sche System der M. in der Lage ist, zugleich effiziente
und sozialpartnerschaftliche Lösungen herbeizuführen.
Insofern trägt die Institution der M. nach wie vor we-
sentlich zum sozialen Frieden und damit auch zur wirt-




